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Druck auf KMU-Garagen steigt
 

Luzern Die Autoimporteure beherrschen immer
grössere Teile des Schweizer Automarktes. Kleine
Garagen haben Mühe, die strengen Vorgaben zu
erfüllen. Jetzt schaltet sich die Politik ein.
Maurizio Minetti

In den letzten Jahren mussten viele unabhängige Autogaragen
ihren Betrieb einstellen oder verkaufen. Der Hauptgrund:
Die hohen Anforderungen der Hersteller, etwa in Bezug auf
Digitalisierung und Elektromobilität. Weil die Garagen diese
steigenden Anforderungen nicht immer erfüllen können,
haben Schweizer Generalimporteure «zahlreiche Kündigungen
von Handels- und Serviceverträgen ausgesprochen», wie
die Wettbewerbskommission im Herbst festgestellt hat. Die
wichtigsten Importeure sind hierzulande Amag und Emil
Frey. Die beiden kontrollieren rund die Hälfte des Schweizer
Neuwagenverkaufs.

«Es wird immer schwieriger, die hohen Standards einzuhalten
und gleichzeitig eine genügend grosse Gewinnmarge
zu erwirtschaften, um den Betrieb aufrechtzuerhalten»,
sagt ein langjähriger Kenner der Autobranche. Die
Vorgaben der Automarken gehen zum Teil so weit, dass die
Beleuchtungsstärke der Lampen in einem Showroom oder die
Farbe der Böden vorgeschrieben wird. Und natürlich muss eine
gewisse Zahl an Fahrzeugen verkauft werden sonst droht eine
Vertragskündigung. Die Folge dieser Entwicklung ist, dass die
grossen Garagengruppen immer grösser werden und die Kleinen
zusehends aussterben. «Für die Kunden wird die Auswahl
damit kleiner», sagt Patrick Krauskopf, Kartellrechtsprofessor
an der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften in
Winterthur.

Rund ein Dutzend Verfahren schweizweit
Direkt betroffen ist derzeit zum Beispiel die Garage Epper
in Luzern mit 20 Angestellten. Die 1930 gegründete Garage
ist nach eigenen Angaben eine der ältesten Schweizer
Jaguar-Vertretungen. Vor zwei Jahren hat der Schweizer
Jaguar- und Land-Rover-Importeur Emil Frey der Garage die
Markenvertretung per Ende Februar 2019 gekündigt. Seitdem
versuchte Epper mit Emil Frey zu verhandeln erfolglos. Vor
wenigen Tagen hat Emil Frey Epper-Kunden angeschrieben und
ihnen deutlich gemacht, dass sie bei Epper ab 1. März keine
Garantiearbeiten mehr erhalten. Nur: Im Januar hatte Epper
vor dem Kantonsgericht Luzern eine Klage gegen Emil Frey
eingereicht, wie Firmeninhaber Stefan Epper bestätigt. «Dass
Emil Frey mit einem Brief in ein laufendes Verfahren eingreift,
ist unerhört», sagt er. Die Garage hat in der Zwischenzeit den
Kunden mitgeteilt, dass sie weiterhin alle bisherigen Leistungen
erwarten dürfen. Sollte Emil Frey vor Gericht gewinnen, hätte der
Importeur nach Angaben von Epper in der Region Zentralschweiz
das Monopol im Jaguar- und Land-Rover-Servicebereich. Eine
unabhängige Garage wie Epper könne ohne Vertrag mit der
Automarke keine Garantieleistung anbieten. Emil Frey wollte mit
Hinweis auf laufende Verfahren keine Stellungnahme abgeben.

Kartellrechtsexperte Krauskopf, der früher Vizedirektor der
Wettbewerbskommission war, vertritt schweizweit viele
Garagen, die sich wie Epper vor Gericht gegen den Entzug von
Markenvertretungen oder Serviceverträgen wehren. Er sagt:
«Schweizweit laufen rund ein Dutzend Verfahren.» Unabhängige
Markengaragen hätten keine Chance, sich den Vorgaben zu
entziehen. «Entweder sie machen mit, oder sie gehen unter.»
Der Gang vor Gericht ist für inhabergeführte KMU-Garagen
allerdings kostspielig. Öfter kommt es deshalb vor, dass sie
sich vom Importeur übernehmen lassen, wie etwa kürzlich
das ehemalige Autocenter Lustenberger in Beromünster von
Amag. Ein Amag-Sprecher sagt dazu, man erlebe die Situation,
«dass Garagisten und langjährige Partner im Rahmen der
Nachfolgeplanung neue Lösungen suchen und aktiv auf die
Amag-Gruppe als Käuferschaft zukommen».

Er spielt den Ball den Herstellern zu: «Die aktuellen
Vertragskündigungen unserer Marken erfolgten im Auftrag
unserer Herstellerwerke und wurden in ganz Europa durch
die Importeure ausgesprochen. Die Amag Import war hier
ausführend.»

Die Konsolidierung im Schweizer Autogewerbe
sorgte in den letzten Jahren für viele Anfragen bei
der Wettbewerbskommission. Grundsätzlich sind die
Wettbewerbshüter aber der Meinung, dass der Wettbewerb
zwischen den einzelnen Marken in der Schweiz spielt.
Verschiedene Händler hatten bei der Weko eine Klage gegen die
Amag eingereicht. Sie warfen ihr vor, sie vom Markt verdrängen
zu wollen. Auf eine Untersuchung hat die Weko allerdings
verzichtet. Aus einer Passage im dazugehörigen Bericht der
Weko interpretiert Kartellrechtsprofessor Krauskopf, dass der
Servicemarkt ein alleinstehender Markt und Amag in diesem
marktbeherrschend ist. Die Weko hält dem entgegen, dass
lediglich Anhaltspunkte dafür bestünden. Die Frage nach der
marktbeherrschenden Stellung ist wichtig, denn: «Wenn ein
Importeur marktbeherrschend ist, darf er nicht ohne sachlichen
Grund Verträge kündigen», sagt Krauskopf.

Pfister, Gmür und Hunkeler machen
Druck
Die Situation im Autogewerbe hat nun auch die Politik auf den
Plan gerufen. Im September hat CVP-Präsident Gerhard Pfister
im Nationalrat eine Motion eingereicht. Vereinfacht gesagt
verlangt er, dass bestehende Händlerschutzbestimmungen
verbindlich werden, indem sie in eine Verordnung fliessen.
Die Motion ist noch nicht traktandiert; der Bundesrat hat sich
dagegen ausgesprochen.

«Ich hoffe, dass die Motion bald auf die Traktandenliste kommt»,
sagt dazu die Luzerner CVP-Nationalrätin Andrea Gmür auf
Anfrage. «Der Schutz der vielen Garagen, zumeist Familien-KMU,
gegenüber ausländischen Herstellern ist derzeit ungenügend»,
sagt Gmür. Mehr Konkurrenz bewirke mehr Wettbewerb, mehr
Wettbewerb führe zu besseren Angeboten. «Unser lokales KMU-
Gewerbe hat einen überaus wichtigen Stellenwert, bildet das
Rückgrat der lokalen Wirtschaft. Ich möchte auch zwischen den
lokalen, den bei uns verankerten Garagen wählen können.»
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Und auch auf kantonaler Ebene tut sich was. Am Freitag hat
der Luzerner FDP-Kantonsrat Damian Hunkeler einen Vorstoss
zum Verdrängungswettbewerb im Gewerbe eingereicht. Mit
seiner Anfrage will er vom Regierungsrat wissen, ob sich dieser
der «Tatsache, dass das lokale KMU-Gewerbe zunehmend von
Grossunternehmen verdrängt wird, bewusst ist, und welche
Massnahmen er dagegen zu ergreifen gedenkt». Die Anfrage
verlangt zudem eine Stellungnahme der Regierung, inwiefern sie
das Kartellgesetz des Bundes als hinreichende Rechtsgrundlage
erachtet, um das Luzerner Gewerbe von der Marktmacht der
Importeure zu schützen.

«Für die Kunden wird die Auswahl kleiner.»

Patrick Krauskopf

Kartellrechtsprofessor
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